
Bundessozialgericht

- 41 RA 40/79 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

......ooooooooooononoooooo-o-ooooooooooooooouoooo-ooooo

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
.......ooooooooooo-o..ooooooooo

g e g e n

...............O.....................‘OOOOOOCOOOOOOOOOO

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 45. November 1979

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 5. November 1978

wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom

24. Februar 1978 als unzulässig verworfen wird.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten auch

des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten über die Bewertung von beitrags-

losen Zeiten des Klägers.

Der Kläger, der als Berufssoldat die Heeresfachschule für

Verwaltung besucht hat, hat für weniger als 60 Kalender"

monate Beiträge zur Rentenversicherung entrichtet. Mit

Bescheid vom 28. November 1972 gewährte ihm die Beklagte

Rente wegen Berufsunfähigkeit (BU) ab Februar 1971. Hier—

für berücksichtigte sie auch beitragslose Zeiten (80 Monate

Ersatzzeit, 2 Monate Ausfallzeit); diese bewertete sie mit

dem Tabellenwert 8,67 der Leistungsgruppe } der Anlage 1

zu 5 52a des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG). Der

Bescheid wurde bindend.

Im Juni 1975 beantragte der Kläger die Neufeststellung der

Rente nach 5 79 AVG, weil er als Versicherter mit abgeschlos—

sener Fachschulausbildung eine Bewertung mit dem Tabellen-

wert 12.12 der Leistungsgruppe 2 beanspruchen könne. Die

Beklagte lehnte durch Bescheid vom 1. Juli 1976 eine Neu—

feststellung ab; die Leistungsgruppe 2 setze einen Fachm

schulbesuch voraus, der gegebenenfalls auch zur Anrechnung

als Ausfallzeit führe.

Der Kläger erhob Widerspruch und beantragte in einem weiteren

Schreiben die Umwandlung der Rente in eine solche wegen

Erwerbsunfähigkeit (EU). Dem entsprach die Beklagte durch
Bescheid vom 10. November 1976 mit Wirkung vom 1. August 1976

unter beigefügter Belehrung über die Möglichkeit des Wider—

spruchs oder der unmittelbaren Klage. Durch den Widerspruchs—

bescheid (ihrer Widerspruchsstelle) vom 18. Januar 1977 wies

sie dann den “Widerspruch gegen den Bescheid vom 1. Juli 1976"

zurück.
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Daraufhin teilte der Kläger der Beklagten mit, daß er sich mit

der Widerspruchsentscheidung vom 18. Januar 1977 nicht einver-

standen erklären könne, gemäß 5 79 AVG die Neufeststellung seiner

Rente beantrage bzw. Klage gegen diesen Bescheid erhebe. Die

Beklagte leitete das Schreiben dem Sozialgericht (SG) zu mit

dem Bemerken, daß sich die Klage gegen den Bescheid vom

1. Juli 1976 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

18. Januar 1977 richte. Vor dem SG beantragte der Kläger in der

letzten mündlichen Verhandlung "die Aufhebung des Bescheides vom
1. Juli 1976", soweit die Beklagte damit die von ihm gewünschte

Bewertung der beitragslosen Zeiten abgelehnt habe, und ihre Ver—

urteilung, mit einem neuen Bescheid die entsprechende Anrechnung

vorzunehmen.

Das SG hat durch Urteil vom 24. Februar 1978 "den Bescheid der

Beklagten vom 1. Juli 1976 in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides vom 18. Januar 1977 aufgehoben" und die Beklagte verur-

teilt, die Berechnung der beitragslosen Zeiten gemäß der Lei—

stungsgruppe 2 vorzunehmen; es hielt den angefochtenen Bescheid

für rechtswidrig und die Beklagte gemäß 5 79 AVG zur Neufest—

stellung für verpflichtet. Die hiergegen von der Beklagten einge—

legte Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) zurückgewiesen,

weil es ebenfalls eine Verpflichtung der Beklagten zur Neufest—

stellung nach 5 79 AVG bejahte (Urteil vom 5. November 1978).

Mit der — zugelassenen - Revision beantragt die Beklagte,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Klage abzuweisen.

Sie rügt eine Verletzung des 5 52a AVG.

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.

Der Senat hat die Beteiligten auf Bedenken gegen die Zulässig—

keit der Berufung hingewiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 -

Die Beklagte teilt nach ihrer Antwort diese Bedenken

nicht; sie geht davon aus, daß die Rente wegen EU in das

Gerichtsverfahren einbezogen gewesen ist.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet.

Dies folgt bereits daraus, daß ihre Berufung gegen das Urteil

des SG unzulässig gewesen ist. Nach 5 446 des Sozialgerichts—

;esetzes (SGG) ist in Angelegenheiten der Angestelltenver-

sicherung die Berufung ua unzulässig, soweit sie Rente für

bereits abgelaufene Zeiträume betrifft. Ein solcher Fall

war hier gegeben. Das LSG hätte daher, da auch kein Ausnahme-

fall nach 5 150 SGG vorlag, das Rechtsmittel verwerfen müssen;

für eine Sachentscheidung war kein Raum.

Schon nach der von der Beklagten vertretenen Meinung mußte

ihre Berufung zumindestens teilweise unzulässig sein. Ienn

dann hätte der Kläger zwei selbständige prozessuale Ansprüche

verfolgt, von denen der eine auf eine Neufeststellung der

BU-Rente für die Zeit bis zum Ablauf dieser Rente, d.h. bis

Juli 4976 abzielte; insoweit konnte die Berufung der Beklagten

nur einen Zeitraum betreffen, der bei Einlegung des Rechts—

mittels längst abgelaufen war.

Die Berufung der Beklagten war indessen auch nicht wenigstens

hinsichtlich der Höhe der EU—Rente zulässig. Denn ihre Be-

rufung betraf die EU—Rente nicht. Das ergibt sich aus dem

Urteil des SG, dessen Aufhebung (Abänderung) die Beklagte mit

ihrer Berufung begehrte. In dem angefochtenen Urteil hat sich

das SG allein mit einer Klage (Anfechtungs- und Verpflich—

tungsklage) gegen den Bescheid vom 1. Juli 1976 und den

Widerspruchsbescheid vom 18. Januar 1977 befaßt und nur über

\
“5”
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diese Klage entschieden; der Umwandlungsbescheid vom 40. November

4976 wird im Urteil des SG nicht erwähnt. Dementsprechend hat

das SG nur geprüft, ob die Beklagte zu einer Neufeststellung der

BU—Rentegemäß 5 79 AVGverpflichtet ist; bei einer Anfechtungs—
und Leistungsklage gegen den Umwandlungsbescheid vom 40. November

4976 kam eine Nachprüfung im Rahmen des @ 79 AVG nicht in Be—

tracht (vgl SozR 2200 5 4254 Nr 4).

Mit diesem Verständnis der Klage hat das SG überdies ersicht-

lich dem Verhalten der Beteiligten bis zum Erlaß seines Urteils

Rechnung getragen, so daß auch daraus kein Anhalt für eine in

Wahrheit weiterreichende Entscheidung des SG abgeleitet werden

kann. Die Beklagte hat sich in dem Widerspruchsbescheid vom
48. Januar 4977 nur mit dem Bescheid vom 4. Juli 4976 befaßt;

des weiteren lassen die Äußerungen und Anträge des Klägers im

erstinstanzlichen Verfahren nur die Annahme einer gegen diesen

Bescheid (in der Gestalt des Widerspruchsbescheides) gerichteten

Klage zu; so ist die Klage damals auch von der Beklagten ver—

standen worden. Aus alledem läßt sich nur schließen, daß ihre

Berufung lediglich die ihr vom SG auferlegte Verpflichtung zur

Neufeststellung der BU—Rente betraf. Der Umwandlungsbescheid

war damit nicht in das Klageverfahren eingeführt.

Daran vermag auch das weitere Vorbringen der Beklagten im

Schriftsatz vom 50. Oktober 4979 nichts zu ändern. Es ist inso—

weit unerheblich, ob ihre Widerspruchsstelle in zumindest ent—

sprechender Anwendung des 5 86 Abs 4 SGG den Umwandlungsbescheid

vom 45„ November 4976 ebenfalls als Gegenstand des Widerspruchs—

verfahrens hätte behandeln müsse, ob das SG auch diesen Bescheid

als angefochten hätte ansehen müssen und wie ferner einzelne

Sätze im LSG—Urteil zur EU—Rente zu deuten wären. Ebensowenig

kommt es darauf an, daß die Beklagte nach Rechtskraft des SG—

Urteils zwar die BU;Rente auf der Grundlage der Leistungsgruppe

2 für die beitragslosen Zeiten neu feststellen muß, nicht aber

die EU—Rente. Entscheidend ist allein, welche Rente und welchen

Zeitraum dieser Rente die Berufung der Beklagen betroffen hat.
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Im übrigen wären selbst bei Einbeziehung des Umwandlungs-

bescheides in den Rechtsstreit unterschiedliche Ergebnisse

hinsichtlich der BU-Rente und der EU-Rente nicht auszu—
schließen gewesen.

Nach alledem war die Revision zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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